
den wir das zusammenfassen und
auswerten. Der nächste Schritt ist
dann das Vorschaltgesetz. Alle sind
eingeladen.

Aber ich muss deutlich sagen, ich
habe wie gestern, als es um den Fi-
nanzausgleich ging, auch jetzt wieder
zur Kenntnis nehmen müssen, dass
die CDU offenbar alles so lassen will
wie es ist, denn es gab nicht einen
Vorschlag, den Herr Fiedler hier zur

Zusammenhang zwischen Funktional-,
Verwaltungs- und Gebietsreform
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Die CDU-Forderung, in Thüringen
wieder geheimdienstlich arbeitende
V-Leute beim Verfassungsschutz ein-
zusetzen, hat MdL Steffen Dittes zu-
rückgewiesen. Die Abschaltung der
V-Leute in Thüringen sei eine bedeu-
tende Schlussfolgerung aus der Ar-
beit des NSU-Untersuchungsaus-
schusses. Dem innenpolitischen
Sprecher der CDU-Fraktion, Wolf-
gang Fiedler, rate er, die Kompeten-
zen der Sicherheitsbehörden ausein-
anderzuhalten. Die Kriminalitätsbe-
kämpfung sei Sache der Polizei und
nicht des Verfassungsschutzes. „Vom
Konzept der geheimdienstlichen Be-
kämpfung von Kriminalität hat sich
Thüringen 1990 verabschiedet“, so
der LINKE-Innenpolitiker Steffen Dit-
tes, auch die CDU sei angehalten,
sich das immer wieder zu vergegen-
wärtigen.                                          

Keine V-Leute mehr Solide Basis für Hochschulfinanzierung 

Debatte gestellt hat, außer dass er
gesagt hat, alles was Rot-Rot-Grün
plant, wird abgelehnt. Also kann ich
nur daraus schlussfolgern: Es soll al-
les so bleiben wie es ist. Da sind un-
sere Erfahrungen, auch meine per-
sönlichen Erfahrungen auf der kom-
munalen Ebene, andere, dort erwar-
ten viele, dass wir nun endlich han-
deln, und es werden auch berechtigte
Fragen gestellt. Damit muss man sich
auseinandersetzen. Und es ist kei-
nesfalls so, dass wir dogmatisch hier
irgendein Konzept vorstellen wollen.

„Die Hochschulen können nun ab 2016 mit einer jährlichen Erhö-
hung der Mittel von vier Prozent planen, Rücklagen bilden und ihre Ent-
wicklung flexibel vorantreiben“, so der hochschulpolitische Sprecher
der Linksfraktion Christian Schaft (im Foto auf einer Studentendemon-
stration im Frühsommer in Jena), zum Entwurf der Hochschulrahmen-
vereinbarung IV. Die Finanzierungszusagen aus der Hochschulstrategie
2020 seien durch die rot-rot-grüne Landesregierung gesichert. Bis
2019 wird der Gesamtetat auf 447 Millionen Euro anwachsen.  

Mit dem neuen Mittelverteilungsmodell soll auch den Anregungen
des Landesrechnungshofes für eine transparentere Gestaltung der
Mittelvergabe Rechnung entsprochen werden. Der Abgeordnete be-
grüßte es, dass Personalentwicklungskonzepte, berechenbare Karrie-
rewege für den wissenschaftlichen Nachwuchs und die Förderungen
von Frauen in der Wissenschaft Teil der Rahmenvereinbarung gewor-
den sind. Allerdings müsste „mit der grundlegenden Novellierung des
Thüringer Hochschulgesetzes die Grundlage dafür geschaffen werden,
dass Inhalte und Zielrichtung der Rahmenvereinbarung und die sich
aus ihr ableitenden Ziel- und Leistungsvereinbarungen zukünftig trans-
parent und mit allen Statusgruppen der Hochschulen diskutiert wer-
den“. Nur so könne eine von allen getragene Hochschulstrukturent-
wicklung langfristig Erfolg haben. Dennoch sei die jetzt vorgelegte Rah-
menvereinbarung ein Schritt in die richtige Richtung.

„Klar erkennbar ist der Zusam-
menhang zwischen der Funktio-
nal-, Verwaltungs- und Gebietsre-
form im Leitbild der Landesregie-
rung für ein zukunftsfähiges Thü-
ringen. Damit wird der Reformstau
im Lande aufgebrochen“, so der
kommunalpolitische Sprecher der
Fraktion die LINKE, Frank Kuschel,
in seiner Rede am 2. Oktober im
Landtag zur Regierungserklärung
von Holger Poppenhäger, Minister
für Inneres und Kommunales, zum
Kommunalen Leitbild „Zukunftsfä-
higes Thüringen“. Folgend Auszü-
ge aus dem Plenarprotokoll der
Rede von Frank Kuschel:

Meine sehr geehrten Damen und
Herren, Sie werden Verständnis ha-
ben, dass das für mich heute ein freu-
diger Tag ist. Erstens zeigt sich, dass
Rot-Rot-Grün funktioniert und sich ei-
nem der sicherlich kompliziertesten
Reformverfahren zuwendet und da-
bei den Zeitplan einhält. Schon der
ist eine Herausforderung. Und wir be-
enden hiermit eine Phase der Stagna-
tion, denn der Reformbedarf in dieser
Frage hat sich seit 1999 angekündigt
und war seit 2004 unverkennbar. 

Ein Leitbild soll zur 
Diskussion auffordern

Wir haben zehn Jahre verloren, um-
so wichtiger ist es jetzt, dass dieses
Reformvorhaben gelingt. Hier steht
Rot-Rot-Grün zusammen und wir ste-
hen am Anfang einer Debatte. Wir
diskutieren heute ein Leitbild, nicht
mehr und nicht weniger. Der Innen-
minister hat darauf verwiesen, dass
sich jetzt eine Debatte in den Regio-
nen anschließt. Dort können alle Vor-
schläge, Hinweise, Anregungen und
Kritiken geäußert werden, dann wer-

Frank Kuschel bei
einer Informations-
und Diskussionsver-
anstaltung der
Linksfraktion zu-
sammen mit Staats-
sekretär Udo Götze
vom Thüringer Mini-
sterium für Inneres
und Kommunales
und dem stellvertre-
tenden Fraktions-
vorsitzenden und
Haushaltspolitiker
Mike Huster sowie
Vertretern von Bür-
geriniativen und aus
der Kommunalpoli-
tik des Landes.

Wir sind drei Parteien in dieser Ko-
alition und die einzelnen Parteien ha-
ben natürlich unterschiedliche Auf-
fassungen. Die Linke hat bereits
2005 auf dem Parteitag in Bad Lan-
gensalza – damals hieß das Papier
„Strukmod 09“, also „Strukturmodell
2009“ – ein Diskussionsangebot un-
terbreitet. Seitdem bestimmen wir ei-
ne Debatte, ohne dass wir aber sa-
gen, dass das, was Die Linke vor-

schlägt, das einzig wahre Konzept ist.
Gerade in dieser Frage gibt es meh-

rere Varianten, mehrere Wahrheiten.
Ich finde es gut, dass wir auch in der
Regierungskoalition eine Debatten-
kultur pflegen, an deren Ende dann
ein Papier steht, das von allen mitge-
tragen wird. Diese Freiheit lassen wir
uns nicht nehmen. Natürlich suchen
die CDU und auch manche Medien ir-
gendwelche Konfliktpunkte zwischen
Linke, SPD und Grüne in dieser Fra-
ge. Da kann ich Ihnen versichern, Sie
liegen völlig verkehrt. Ein Leitbild soll

zur Diskussion auffordern und dieses
Angebot gilt nicht nur in die Öffent-
lichkeit hinein, sondern auch zwi-
schen den Partnern dieser Regie-
rung. Der Reformstau wird nun aufge-
brochen. Im Leitbild ist der Zusam-
menhang zwischen einer Funktional-,
Verwaltungs- und Gebietsreform un-
verkennbar. Das müssen auch die
CDU und die kommunalen Spitzen-
verbände und einige Landräte zur
Kenntnis nehmen.

Sodass am Ende auch klar ist,
wohin die Reise geht

Klar, da wir erst am Anfang der De-
batte stehen, wissen wir nicht, in wel-
che Tiefe diese Funktional- und Ver-
waltungsreform ausgestaltet sein
soll. Das begründet übrigens auch
den großen Korridor von 130.000 bis
230.000 Einwohnern bei den Land-
kreisen, das ist ein Indiz dafür. Wir
sind jetzt alle aufgefordert, diesen
Korridor „mit Leben“ zu erfüllen, so-
dass am Ende der Debatte auch klar
ist, wohin die Reise geht.

Zu Recht hat der Innenminister auf
die demografischen Herausforderun-
gen, auf die finanziellen Rahmenbe-
dingungen und auch auf die nicht ho-
mogene Verwaltungsstruktur hinge-
wiesen. Es gibt weitere Herausforde-
rungen, vor denen wir stehen – so-
wohl auf Landesebene als auch auf
kommunaler Ebene. Das ist die Ver-
fachlichung von Politik und Verwal-
tungshandeln, die immer stärker zu-
nimmt. Die Prozesse werden immer
komplizierter, und die Erwartungshal-
tung der Bürgerinnen und Bürgern
sowie der Wirtschaft nimmt zu. Das
stellt natürlich auch höhere Anforde-
rungen an alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Verwaltung, an alle
politischen Entscheidungsträger.     


